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KURZE BEGRÜNDUNG

Guinea-Bissau zählt zu den am wenigsten entwickelten Ländern – die Menschen von etwa 
zwei Drittel der Haushalte leben unterhalb der Armutsgrenze. Das Land wurde im Index für 
menschliche Entwicklung der Vereinten Nationen, der im Jahr 2011 herausgegeben wurde, 
auf dem 176. Platz von insgesamt 187 Ländern weltweit eingestuft. Es gilt außerdem als hoch 
verschuldetes Entwicklungsland, das in hohem Maße von der Unterstützung der Geber, deren 
Beitrag zum Staatshaushalt sich auf etwa 80 % beläuft, abhängig ist. 

Die Wirtschaft des Landes ist in hohem Maße von der Landwirtschaft, insbesondere von der 
Cashewnussproduktion, abhängig. Guinea-Bissau verfügt darüber hinaus über sehr reiche 
Fischbestände. In den Küstengebieten betreiben etwa 12 000 Fischer handwerkliche Fischerei, 
wobei viele von ihnen keine Einheimischen sind. Subsistenzfischerei wird von deutlich mehr 
Fischern betrieben; die Nahrungsmittelversorgung ist stark von der Fischerei abhängig, denn 
alternative Quellen für tierische Eiweiße fehlen.

Ein neues Problem entstand in dem Land vor ungefähr fünf Jahren während der 
Präsidentschaft von Joao Bernardo Vieira und hat seit dem Staatsstreich im April 2012 stark 
zugenommen: Drogenhandel. Guinea-Bissau ist zu einem zentralen Umschlagplatz für 
Kokain aus Lateinamerika geworden, das in Afrika und Europa vertrieben wird. 

Die politische Situation im Lande ist sehr instabil.  Der Militärputsch vom 12. April 2012 
hatte die Unterbrechung der Präsidentschaftswahlen, die aufgrund des Todes von Präsident 
Sanha im Januar 2012 stattfanden, zur Folge. Die Anführer des Staatsstreichs setzten einen 
„Übergangsnationalrat“ und eine „Übergangsregierung“ ein. Keine dieser Institutionen wurde 
international anerkannt und sowohl die Vereinten Nationen als auch die EU verurteilten den 
Staatsstreich umgehend und forderten die Wiederherstellung der Verfassungsordnung. Der 
Europäische Rat verabschiedete darüber hinaus eine Reihe von Sanktionen gegen 
verschiedene Personen, die mit dem Putsch in Verbindung gebracht werden. Am 13. Juni 
2012 nahm das Europäische Parlament eine Entschließung zu dem Militärputsch in Guinea-
Bissau an, in der es den Staatsstreich mit äußerster Nachdrücklichkeit verurteilte und den 
Abschluss des Wahlprozesses und eine Verstärkung des Engagements der EU forderte, um ein 
demokratisches und stabiles Guinea-Bissau aufzubauen.

Technische Aspekte des Vorschlags 

Das Fischereipartnerschaftsabkommen (FPA) zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
der Republik Guinea-Bissau trat am 17. März 2008 in Kraft und wurde durch Folgeprotokolle 
umgesetzt.

Auf der Grundlage eines Mandats des Rates hat die Europäische Kommission mit der 
Republik Guinea-Bissau Verhandlungen zur Erneuerung des Protokolls zum 
partnerschaftlichen Fischereiabkommen zwischen den beiden Parteien aufgenommen.  Nach 
Abschluss dieser Verhandlungen wurde am 10. Februar 2012 ein neues Protokoll paraphiert. 
Das neue Protokoll gilt ab dem Datum seiner Unterzeichnung für einen Zeitraum von drei 
Jahren. Der Staatsstreich vom 12. April 2012 zwang die EU jedoch zur Aussetzung ihrer 
Zusammenarbeit mit Guinea-Bissau, die auch die Umsetzung des Protokolls zum 
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partnerschaftlichen Fischereiabkommen beinhaltete. 

Die Fangmöglichkeiten haben sich im Vergleich zum Vorgängerprotokoll verringert, 
vermutlich aufgrund der nicht vollständigen Ausnutzung des Vorgängerprotokolls. Dennoch 
wurde der entsprechende Handelswert nach oben korrigiert, um den Einheitsfängen und der 
Preisentwicklung Rechnung zu tragen. Die Höhe der Unterstützungsleistungen für den 
Fischereisektor von Guinea-Bissau bleibt ausgeglichen.

Die Verfasserin der Stellungnahme äußert ihr Bedauern darüber, dass das neue Protokoll im 
Vergleich zu dem vorherigen Protokoll im Hinblick auf die bei der Bewertung des EU-
Beitrags zur Unterstützung der Fischereipolitik von Guinea-Bissau zu berücksichtigenden 
Ziele und Leistungsindikatoren eine geringere Genauigkeit aufweist. Darüber hinaus besteht 
für Guinea-Bissau nicht länger die Verpflichtung, die Höhe der empfangenen finanziellen 
Unterstützungsleistungen mitzuteilen. Nicht zuletzt gibt es nun keine Vorschriften mehr im 
Hinblick auf die Notwendigkeit für Guinea-Bissau, einen jährlichen Bericht zur Umsetzung 
der geplanten und finanzierten Maßnahmen, zu den erzielten Ergebnissen und aufgetretenen 
Probleme zu übermitteln.

Darüber hinaus scheint dieses Protokoll offensichtlich weniger ambitioniert zu sein als sein 
Vorgänger, da es „letztlich“ das Erreichen des Ziels einer nachhaltigen und 
verantwortungsvollen Fischerei anstrebt. Ebenso findet Artikel 12 des vorherigen Protokolls, 
der die Aussetzung der Anwendung des Protokolls wegen Nicht-Erfüllung der von Guinea-
Bissau eingegangenen Verpflichtungen zu einer verantwortungsvollen, nachhaltigen Fischerei 
vorsah, in dem vorliegenden Protokoll keine Anwendung mehr.

Die Verfasserin der Stellungnahme zeigt sich letztlich besorgt über eine mögliche 
Untervergabe hinsichtlich der Gelder zur Finanzierung der Fischereipolitik. Die Kommission 
sollte versuchen, dies durch einen verstärkten Dialog mit den Behörden von Guinea-Bissau 
zur Vergabe der Finanzmittel und Umsetzung der Fischereipolitik zu verhindern.

Dies vorausgeschickt, begrüßt die Verfasserin der Stellungnahme die neuen ausführlicheren 
Bestimmungen zur Rolle des gemeinsamen wissenschaftlichen Ausschusses – bedauert jedoch 
den mangelnden Bezug seiner Rolle zu der Versuchsfischerei und neuen Fangmöglichkeiten –
und zu Entscheidungen zur Einstellung einer Fischerei, die in nichtdiskriminierender Weise 
auf alle diese Fischerei betreibenden Schiffe angewandt wird, einschließlich der nationalen 
sowie der unter der Flagge eines Drittstaats fahrenden Schiffe.

Die Verfasserin der Stellungnahme begrüßt ebenfalls den Anstieg der beschäftigten örtlichen 
Fischer an Bord der EU-Fischereifahrzeuge, denen die durch die Internationale 
Arbeitsorganisation (IAO) verbürgten grundlegenden Arbeitsrechte garantiert sind.

Die Ex-post-Bewertung des FPA bestätigt, dass das Abkommen für die EU mit einem 
moderaten positiven Kostenaufwand verbunden ist, da das Kosten-Nutzen-Verhältnis nur bei 
2,2 liegt. Mit der weltweiten finanziellen Gegenleistung dieses Abkommens sind jedoch 
jährlich durchschnittlich etwa 7,3 % des Staatshaushalts von Guinea-Bissau bereitgestellt 
worden und der Anteil der sektorspezifischen Unterstützung an den Haushaltsausgaben für 
Fischerei belief sich auf etwa 88 %. Es wurde also ein wichtiger Beitrag zur wirtschaftlichen 
Stabilität des Landes geleistet. Die Ex-post-Bewertung weist bemerkenswerte Verbesserungen 
zu vereinbarten strategischen Zielen wie einer verstärkten Überwachung und Kontrolle der 
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Fischerei und verstärkten Hygieneinspektionsmaßnahmen auf, und es hat positive Schritte 
beim Entwurf einer neuen Gesetzgebung, Fischereistatistik und Ressourcenmanagement 
gegeben. Außerdem steht das Abkommen im Einklang mit den Konzepten der EU für die 
nationale und regionale Entwicklung, da es zu Synergieeffekten mit einer Reihe von EDF-
Regionalentwicklungsprogrammen führt,

Fazit

Ein wichtiges Ziel des Protokolls ist es, abhängig vom verfügbaren Überschuss 
Fischereifahrzeugen der Europäischen Union Fangmöglichkeiten in den Gewässern Guinea-
Bissaus zu eröffnen.  Andererseits ist das FPA in finanzieller Hinsicht für Guinea-Bissau von 
großer Bedeutung, aber ebenso auch im Hinblick auf eine Verringerung seiner Abhängigkeit 
von der Cashewnussproduktion und der internationalen Hilfe sowie auf eine Stärkung der 
Wirtschaft des Landes, deren Schwäche zusammen mit der politischen Instabilität, durch die 
diese noch verstärkt wird, Drogenkartellen ermöglicht, immer mächtiger zu werden – eine 
Entwicklung, die auf das Land eine starke destabilisierende Wirkung hat. 

Obwohl die Verfasserin der Stellungnahme die Auffassung vertritt, dass der Abschluss eines 
neuen Protokolls im Interesse beider Parteien ist, betont sie, dass keine Notwendigkeit für 
eine Beschleunigung des internen Verfahrens des Europäischen Parlaments besteht. Das FPA 
zwischen der EU und Guinea-Bissau sollte nicht vor der Wiedereinsetzung der 
Verfassungsordnung und der Rechtsstaatlichkeit und dem Abschluss des Wahlprozesses, 
einschließlich freier und fairer Parlamentswahlen, geschlossen werden.

******

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Fischereiausschuss, vorzuschlagen, 
dass das Europäische Parlament dem Abschluss des Protokolls zustimmt, sobald die EU zu 
der Auffassung gelangt ist, dass das Land zu den international geltenden Standards der 
Demokratie und Menschenrechte zurückgekehrt ist. 

Der Entwicklungsausschuss vertritt die Auffassung, dass die Kommission bei der 
Durchführung des Abkommens den folgenden Anliegen gebührend Rechnung tragen sollte:

(a) Die Verfahren zur Ermittlung und Meldung der Gesamtfangmengen sollten transparenter 
gestaltet und die Maßnahmen zur Bekämpfung der illegalen, ungemeldeten und 
unregulierten Fischerei verbessert werden, insbesondere durch die Verbesserung der 
Infrastruktur für die Überwachung und Kontrolle der Fischerei in der ausschließlichen 
Wirtschaftszone der Republik Guinea-Bissau, um für eine verantwortungsvoll und 
nachhaltig betriebene Fischerei zu sorgen.

(b) Der Zugang von EU-Fischereifahrzeugen zu den überschüssigen Fischereiressourcen 
sollte nach Maßgabe der höchstmöglichen Dauerfangmenge begrenzt werden, nachdem 
der Ernährungsbedarf der einheimischen Bevölkerung gedeckt worden ist.

(c) Die Kommission sollte sich bemühen, die Risiken der Untervergabe hinsichtlich der 
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Gelder zur Finanzierung der Fischereipolitik durch einen verstärkten Dialog mit den 
Behörden von Guinea-Bissau zur Vergabe der Finanzmittel und Umsetzung der 
Fischereipolitik zu verhindern.

(d) Der im Protokoll vorgesehene Gemischte Ausschuss sollte sicherstellen, dass die 
Integrität des gesamten Mechanismus des Abkommens im Hinblick auf 
Korruptionsprobleme über jeden Zweifel erhaben ist.

(e) Es wird ein Bericht über die Durchführung des Protokolls – und insbesondere der in 
Artikel 3 des Protokolls genannten jährlichen und mehrjährigen Leitlinien und Ziele –
erstellt und dem Parlament sowie dem Rat übermittelt, um die Transparenz zu fördern 
und sicherzustellen, dass der zur Unterstützung der fischereipolitischen Maßnahmen 
bereitgestellte Finanzrahmen tatsächlich zu diesem Zweck eingesetzt wird.


